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Wie kommuniziert eine Kommune – die Verwal-
tung, die Politik – mit der Vielfalt städtischer Öf-
fentlichkeiten? Wohin wenden sich Bürgerinnen 
und Bürger mit ihren Initiativen, Fragen und An-
liegen? Wie erfahren die einen von den Absichten 
und Überlegungen der anderen? Wie informieren 
sich die anderen über Meinungen, Interessen und 
Stimmungslagen der einen? Wo, wann und wie 
redet man miteinander, tauscht Argumente aus, 
verständigt sich über Angelegenheiten von ge-
meinsamem Interesse? 

Solche Fragen richten den Blick auf Kommuni-
kationsmöglichkeiten zwischen Stadtgesellschaft, 
Administration und Politik – und zwar solche, die 
über punktuelle Verfahrenserfordernisse hinaus-
gehen. Gemeint sind Kommunikationsmöglich-
keiten, die es ermöglichen in Kontakt zu treten 
– zu Information, Austausch und Kooperation.

Solche Mittel und Wege gibt es durchaus schon – 
von Anliegenplattformen über Vorhabenlisten bis 
zum Quartiersmanagement und vieles mehr. Aber 
noch ist nicht ausgelotet, welche Möglichkeiten 
insgesamt existieren, wie sie miteinander in Ver-
bindung stehen (können) und auf welche Weise sie 
in der Praxis tatsächlich genutzt werden.

Darauf wollen wir mit dieser Skizze aufmerksam 
machen und zugleich die weitere, vor allem em-
pirische Auseinandersetzung mit dem Thema an-
regen. Dies geschieht in vier Schritten: Zunächst 
werden Anlässe und Gründe für die Auseinander-
setzung mit diesem Thema umrissen (1), um dann 
das Spektrum verfahrensübergreifender Kom-
munikation aufzufächern (2). Vor diesem Hinter-
grund werden erste Befunde vorgestellt, die sich 
zunächst auf zwei in letzter Zeit häufig genannte 
Mittel anlass- und verfahrensübergreifender Be-
teiligung beziehen (3). Dies bildet zugleich den 
Ausgangspunkt für Anregungen und Fragen zu 
weiterer wissenschaftlicher Auseinandersetzung 
mit diesem Thema (4).

Bei alledem knüpfen wir unmittelbar an eigene 
Voruntersuchungen an (Lobeck/Wiegandt 2019 
und 2020, sowie Selle 2019a und b), auf die mehr-
fach zurückverwiesen wird, um die Darstellungen 
an dieser Stelle möglichst knapp zu belassen.

1. Eine andere Perspektive auf Kom-
munikation in Prozessen der Stadtent-
wicklung

Öffentlichkeitsbeteiligung wird in der Praxis der 
Stadtentwicklung gemeinhin als zeitlich begrenztes 
Verfahrenselement in (zumeist) komplexen Prozes-
sen der Meinungsbildung und Entscheidungsfin-
dung verstanden, deren Themen sich aus Agenden 
von Politik und Verwaltung ergeben. Inhalt, Intensi-
tät und Dauer der Kommunikation sind vorgegeben. 
Hier wird beteiligt.

Was aber ist, wenn Bewohnerinnen und Bewohner 
sich beteiligen wollen – zu anderen Themen, mit 
anderen Anliegen, zu anderen Zeitpunkten, auf an-
dere Weise? Welche Wege der Kommunikation er-
öffnen sich dann? Es besteht Grund zu der Annahme, 
dass anlass- und verfahrensbezogene, zeitlich und 
sachlich umgrenzte Kommunikationsangebote aus 
Sicht der Stadtgesellschaft nicht ausreichen, um 
dem Wunsch, gehört zu werden und dem Verlangen 
nach Information, Austausch und Mitgestaltung zu 
genügen.

Das ist einer der Gründe, die es nahelegen, über 
einzelne partizipative Verfahren hinaus den Blick 
auf weitere Optionen der Kommunikation zwischen 
Bürgerschaft, Verwaltung und Politik zu richten. Das 
gilt vor allem dann, wenn es heißt, Vertrauen in Ver-
fahren und Institutionen lokaler Demokratie wieder 
zu gewinnen. Die oft beklagte »›Kluft‹ zwischen den 
Bürgern und den öffentlichen Entscheidern« (Kla-
ges/Vetter 2013, S. 42; vgl. zur Vertrauensfrage auch 
Lobeck/Wiegandt 2019; Selle 2019b) lässt sich wohl 
dann am ehesten verringern, wenn man nicht nur 
gelegentlich miteinander kommuniziert, sondern 
häufiger Gelegenheit findet, einander zuzuhören und 
so im Kontakt zu bleiben. Wenn in der Überschrift 
unseres Beitrages die Rede ist von »Mehr als Bür-
gerbeteiligung«, dann meint das also in erster Linie 
die Suche nach solchen Möglichkeiten, in Kontakt zu 
kommen und zu bleiben.

Praxiserfahrungen

Oft kann man in der Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
Projekten und Plänen der Stadtentwicklung die Er-
fahrung machen, dass von den Teilnehmenden An-
liegen angesprochen werden, die gar nicht im unmit-
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telbaren Zusammenhang mit dem engeren Thema 
stehen: Da wird in der Bürgerversammlung zu einem 
Flächennutzungsplan die Vermüllung im Park ange-
sprochen oder die Änderung der Taktzeiten im ÖPNV 
– beides keine Fragen, die im Rahmen einer solchen 
Planung beantwortet werden könnten. Da ergibt sich 
in der Debatte um ein konkretes Bauvorhaben ein 
großer Diskussionsbedarf über das nächtliche Feiern 
Jugendlicher in nahe gelegenen Straßen – ebenfalls 
kein Thema, das mit dem in Rede stehenden Plan zu 
»bearbeiten« wäre.

Solche Erfahrungen zeigen: Es gibt im Alltag der 
Stadtbewohnerinnen und -bewohner Anliegen, für 
die sie keine Ansprechpartner finden. Und so dienen 
die Beteiligungsangebote zu ganz anderen Themen 
als Ventil, um auf diese Fragen aufmerksam zu ma-
chen.

Ebenfalls ist sehr häufig festzustellen, dass vorma-
lige Mitwirkende an Beteiligungsveranstaltungen 
nach mehreren Jahren kritisch auf das zurückbli-
cken, was seither geschah. Eine häufige Antwort 
lautet: Nichts. Oder: zu wenig. Man habe der Presse 
entnehmen können, dass Beschlüsse gefasst wurden 
(die womöglich vom vormals vermeintlich Bespro-
chenen abwichen) und sichtbar umgesetzt sei zudem 
bislang nichts.

Eine dritte Art von Erfahrungen bedarf noch der Er-
wähnung: Da wird in einem Fall mit großem Aufwand 
beteiligt, aber bei vielen anderen Plänen oder Projek-
ten bleibt es bei Routineverfahren, die gerade eben 
den gesetzlichen Minima entsprechen. Das »Ob«, 
»Wann« und »Wie« der kommunikativen Angebote 
und Möglichkeiten wird so als willkürlich erlebt.

Das zeigt in der Summe: Es scheint vor, in, neben 
und nach einzelnen Beteiligungsangeboten aus Sicht 
der Stadtbevölkerung vielfach erhebliche kommuni-
kative Defizite zu geben. Insbesondere um die Ver-
lässlichkeit der Kommunikation steht es – aus dieser 
Perspektive – also nicht gut. Das gilt sowohl für In-
formationsfluss und Beteiligungsangebote seitens 
Politik und Verwaltung wie für die Möglichkeiten, sich 
selbst – fragend, hinweisend, anregend – an Politik 
oder Verwaltung wenden zu können.

Solche Beobachtungen sind keine Einzelfälle. Sie 
stehen zudem in einem Kontext, der in den letzten 

Jahren aus unterschiedlichen Perspektiven thema-
tisiert wurde. Dazu einige Stichworte:

Entrückte Politik und getrennte Umlaufbahnen

Der Grad des Vertrauens der Stadtgesellschaft 
in ihre politischen Vertretungen sinkt mit der Ge-
meindegröße. Das zeigen viele Untersuchungen (z. 
B. forsa 2017). In Halbmillionenstädten haben fast 
60 Prozent nur noch sehr eingeschränkt Vertrauen, 
in Kleinstädten unter 5.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern sind es lediglich (aber immerhin im-
mer noch) 36 Prozent. Das dürfte leicht zu erklären 
sein: In der überschaubaren Einheit ist die Nähe der 
politischen Vertreterinnen und Vertreter zur Bevöl-
kerung sehr viel unmittelbarer als in Großstädten. 
Das unterstreicht eine These, die Harris C. Tiddens 
(2014) seit einigen Jahren vehement vorträgt: In 
großen Städten sei die Politik zu weit von der Basis 
entfernt. Es komme darauf an, sie durch Bildung klei-
nerer Einheiten wieder näher heranzurücken. Jürgen 
Wiebicke (2018; vgl. auch: Schnur 2018, S.7) sieht das 
ähnlich. Sein Rat lautet: »Mache dir die Welt zum 
Dorf«. Er plädiert für eine »Politik des Nahbereichs« 
und ein »kluges Miteinander zwischen repräsentati-
ver Politik und Bürgerengagement.«

Aus Nähe resultieren aber nur bedingt verbesserte 
Kommunikationsbeziehungen zwischen Bürger-
schaft und Politik. Es scheint weitere Hemmnisse 
zu geben. Darauf weist Thomas Kuder (2019, S.9) hin, 
der unter Bezugnahme auf eine Studie im Auftrag 
des vhw feststellt: »Die Verantwortlichen der Unter-
suchung kamen letztlich zu dem Schluss, Kommu-
nalpolitik und Bürgerbeteiligung, das sei wie zwei 
Planeten, die beide um die lokale Demokratie kreis-
ten, deren Umlaufbahnen jedoch kaum noch Berüh-
rungspunkte aufwiesen«.

Resonanz, oder: »The art of democratic listening«

»What’s interesting, however, is that the art of demo-
cratic listening has been almost completely ignored 
in political science« stellt Matthew Flinders (2015, S. 
194) in einem Aufsatz zu Problemen der Demokratie 
fest und trifft damit nicht nur einen wunden Punkt 
der Forschung, sondern auch ein Defizit der kom-
munikativen Praxis: das Gefühl, kein Gehör zu finden.

Zwar könne man, so wird in einer anderen Untersu-
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Die Bedeutung von Resonanz und »democratic listen-
ing« ist also schon längst erkannt. Wie das in Prozes-
sen zu Fragen der Stadtentwicklung umgesetzt wird, 
bleibt zu fragen. Dabei sind auch einige Entwicklungen 
in der Gesellschaft und ihren Kommunikationsweisen 
von Bedeutung: 

»Granularisierte« Kommunikation

Der lokalen Politik und Verwaltung steht heute eine 
»granularisierte Gesellschaft« (Nassehi 2016) gegen-
über, die sich durch vielfältigere Milieus und Lebens-
formen auszeichnet. Auch das Kommunikationsver-
halten dieser Gesellschaft kann als »granularisiert« 
oder fragmentiert bezeichnet werden (vgl. u. a. Suns-
tein 2017, Klemme u. a. 2017). In Verbindung mit der 
weiten Verbreitung und vielfältigen Nutzung der neuen 
Medien führt dies zu erheblichen Konsequenzen für 
die kommunikative Rolle der Kommunen:

Es gibt kaum mehr Räume oder Gelegenheiten für 
gemeinsame Erörterungen, für den Austausch von 
Gedanken und Gesichtspunkten. Oder, um es mit den 
Worten des Oberbürgermeisters einer deutschen 
Großstadt zu sagen: »Wo findet Kommune denn 
heute noch statt?«

Die permanente Kommentierung des kommunalpo-
litischen Geschehens aus unterschiedlichen Blick-
winkeln und in verschiedenen Kontexten erschwert 
es, eine einheitliche und einigende »Erzählung« ge-
meinwohlorientierter Stadtentwicklung entstehen zu 
lassen.

Die hinsichtlich der Kommunikationsmöglichkei-
ten asymmetrische Rollenverteilung zwischen den 
Akteuren hat sich geändert: Viele Bürgerinnen und 
Bürger wirken – häufig gut informiert – unmittelbar 
an der öffentlichen Meinungsbildung mit und ver-
fügen über ein erhebliches Mobilisierungspotenzial, 
das ihnen eine früher nicht gekannte »bargaining 
power« verschafft.

Das führt in Summe dazu, dass die Kommunen Stra-
tegien entwickeln müssen, um in dieser vielfältigen 
Kommunikationslandschaft bestehen zu können. 
Das Öffnen einzelner Zeitfenster für Beteiligungs-
angebote zu vorgegebenen Themen oder Vorhaben 
reicht sicher nicht mehr aus. Stadtpolitik muss, wie 
Schuppert (2015, S.132) das ausdrückte, als »gover-

chung (Ercan u. a. 2019, S. 1) die Einschätzung der 
Bürgerschaft beschrieben, seine Meinung zu diesem 
und jenem abgeben, »but there is no guarantee and 
little likelihood that these views will be listened to, 
reflected upon, or taken up by decision-     making 
bodies«.

Will man Beobachtungen wie diese in einen größeren 
theoretischen Rahmen einordnen, liegt z. B. Hartmut 
Rosas »Resonanz«-Begriff (2018) nahe. Zu dessen 
elementaren Bestandteilen gehört die Vorstellung, 
andere erreichen zu können und sie zum Antworten 
zu bringen.

In Entwicklungspsychologie, Pädagogik und Kom-
munikationstheorien ist in ähnlicher Weise vom 
»Antwortverhalten« die Rede, das dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass man nicht nur einander zuhört und 
antwortet, sondern auch sein Verhalten aufeinan-
der bezieht (z. B. Remsperger 2011, Röhner/Schütz 
2013). Eine so verstandene »Responsivität« verbindet 
also die Vorstellung von gelingender Kommunikation 
mit dem Erleben von Selbstwirksamkeit (»ein ande-
rer hat mir zugehört und geantwortet«).

Ganz gleich welchen der Begriffe man präferiert: 
In Prozessen der Stadtentwicklung scheinen diese 
wechselseitigen kommunikativen Bezüge defizitär. 
Bei Rosa ist sogar von einer Blockierung die Rede – 
und zwar wechselseitig, also nicht nur aus Sicht der 
Bürgerschaft, sondern auch aus der Perspektive der 
Politik (vgl. Kuder 2019).

Solche Erkenntnisse und die daraus abzuleitenden 
Konsequenzen sind nicht ganz neu. Schon in der Re-
gierungserklärung von 1969 mit dem berühmten, oft 
zitierten Leitmotiv »Wir wollen mehr Demokratie wa-
gen« war bereits von der »Fühlungnahme« zwischen 
Regierung und Volk die Rede. Schon damals wurde 
offensichtlich die Bedeutung der »Resonanz« erkannt 
– allerdings zunächst ohne sichtbare Wirkung. Jahr-
zehnte später aber taucht ein ähnlicher Anspruch in 
anderem sprachlichen Gewand wieder auf. So war z. B. 
im Koalitionsvertrag der 2011 neu gebildeten Landes-
regierung in Baden-Württemberg die Rede von einer 
»Politik des Gehörtwer-dens«. Damit war explizit eine 
»responsive Art der Entscheidungsfindung« gemeint. 
»Politik sollte also nicht mehr an Bürgern vorbei, son-
dern gemeinsam mit ihnen auf Augenhöhe gemacht 
werden« (Fatke 2017, S.2).
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Kommunikation muss noch auf die lange Dauer vie-
ler Entwicklungsprozesse hingewiesen werden. Um 
noch einmal im städtebaulichen Handlungsfeld zu 
verbleiben: Die Entwicklung eines neuen Quartiers 
kann leicht zwei Jahrzehnte in Anspruch nehmen. 
Die üblicherweise durchgeführten Dialogprozesse 
mit der Öffentlichkeit hingegen erstrecken sich nur 
über kurze Phasen von zumeist wenigen Monaten. 
Das heißt auch: Die »dialogische Optimierung« ver-
gleichsweise kurzer Sequenzen sagt wenig über die 
kommunikative Qualität des gesamten Prozesses 
aus – wie das auch in den eingangs beschriebenen 
Praxiserfahrungen zum Ausdruck kommt. In solchen 
Zusammenhängen stellt sich dann also zum Beispiel 
die Frage nach den kommunikativen Optionen außer-
halb der explizit partizipativen Phasen.

(c) Kommunikationsbedarf resultiert allerdings nicht 
nur aus der Aneinanderreihung einzelner Planungs- 
und Umsetzungsprozesse (mit jeweils definiertem 
Beginn und Ende), sondern wesentlich auch aus 
dem alltäglichen Leben in der Stadt: Die Nutzung 
der öffentlichen Räume, die soziale Entwicklung in 
der Nachbarschaft, die Veränderung der Umwelt-
situation und vieles mehr können zu Informations- 
und Erörterungsbedarf seitens der Stadtbevölkerung 
ebenso führen wie – zum Beispiel – das Bemühen 
der Stadtpolitik, auf das Mobilitätsverhalten der Be-
wohnerinnen und Bewohner einzuwirken. Auch hier 
stellt sich dann die Frage, welche kommunikativen 
Optionen zur Verfügung stehen, um sich wechsel-
seitig zu erreichen.

2. Infrastruktur lokaler Kommunika-
tion: Auf vielen Wegen zu einem »ver-
lässlichen Zusammenwirken«

Aus der Vielfalt der oben genannten Aspekte ergibt 
sich bereits unmittelbar die Frage, auf welchen We-
gen ein – wie es im Titel einer Publikation der Allianz 
Vielfältige Demokratie (2017) heißt – »verlässliches 
Zusammen-wirken von Politik, Verwaltung und Bür-
gerschaft« in den Kommunen bewirkt werden kann. 
Kommunikation spielt dabei zweifellos eine wesent-
liche Rolle – und zwar eine, die über einzelne Ver-
fahren und punktuelle An-lässe hinaus gewährleistet 
ist und »Fühlungnahme« ebenso wie wechselseitige 
Responsivität möglich macht.

Vor allem auf diese Weise kann, so ist zu vermu-

nance by and as communication« verstanden werden.

Besondere kommunikative Herausforderungen in 
Prozessen der Stadtentwicklung

Die Frage, ob und wie Kommunikation ermöglicht 
und gestaltet werden kann, lässt sich am ehesten 
beantworten, wenn klar ist, um was es geht (Inhalte/
Aufgaben etc.) und wer mitwirkt (Akteure, Beteiligte 
etc.). Hier steht die Kommunikation in Handlungs-
feldern der Stadtentwicklung im Mittelpunkt der 
Betrachtung. Diese weist in der Tat einige Spezifika 
auf, die für die Kommunikation von erheblicher Be-
deutung sind: 

(a) Nahezu alle Aufgaben der Stadtentwicklung 
bedürfen des Zusammenwirkens verschiedener 
Akteure. Das ergibt sich schon aus gesetzlichen 
Vorgaben (etwa zur Öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung). Darüber hinaus hat es sich – z. B. für 
die städtebauliche Entwicklung – vielfach als sinn-
voll erwiesen, auch Grundstückseigentümer und 
potentiell Bauwillige (Investoren, Entwickler, Woh-
nungsunternehmen) frühzeitig einzubeziehen: Da 
die Gemeinde in der Regel nicht selbst baut, ist sie 
auf die Mitwirkungsbereitschaft derer angewiesen, 
die die Planinhalte umsetzen sollen. Das gilt in ähn-
licher Weise für eine Vielzahl von Aufgabenfeldern, 
in denen die Kommunen lediglich über rahmenset-
zende Kompetenz, nicht aber über die Ressourcen 
zur Umsetzung verfügen. 

Je komplexer die Aufgabe ist, umso größer und diffe-
renzierter werden der Akteurskreis und damit auch 
die Verteilung von Verantwortlichkeiten. Die Unter-
suchungen von Fugmann u. a. (2018) illustrieren 
dies für verschiedene Aufgaben der Stadtentwick-
lung anschaulich. In allen diesen Fällen sind an der 
Kommunikation nicht nur zwei »Parteien« beteiligt, 
sondern es interagieren Viele mit Vielen. Die Kom-
munikation ist also nicht bi- sondern multilateral. 
Wenn aus dieser Vielfalt ein Ausschnitt herausgegrif-
fen wird – zum Beispiel die Bezüge zwischen städti-
schen Öffentlichkeiten, Verwaltung und Politik – stellt 
sich also immer auch die Frage, auf welchen Wegen 
die parallel verlaufenden Verständigungsprozesse 
in dieses kommunikative Dreieck hinein vermittelt 
werden können.

(b) Neben Akteursvielfalt und Multilateralität der 
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ten, ein wichtiger Beitrag zur Wiedergewinnung von 
(wechselseitigem) Vertrauen geleistet werden. Daher 
lautet die für Forschung und praktisches Handeln 
gleichermaßen wichtige Frage: Was folgt daraus? 
Was kann das heißen? Welche Optionen gibt es – und 
wie werden sie genutzt?

Auf die Frage nach den Optionen und Möglichkeiten 
gibt es bereits zahlreiche Antworten. Einige Bei-
spiele:

In deutschen Kommunen wurden in den letzten Jah-
ren vielfach Leitlinien oder Satzungen zur Bürger-
beteiligung (vgl. Allianz Vielfältige Demokratie 2017, 
Krüger 2018) erarbeitet (s. auch Kapitel 3). Sie dienen 
vor allem der verfahrensübergreifenden Qualitäts-
sicherung von Partizipationsangeboten.

Häufig werden in diesem Zusammenhang ergän-
zende organisatorische und institutionelle Maß-
nahmen ergriffen (verwaltungsinterne Koordination 
und Weiterbildung, Evaluierungsverfahren, Bereit-
stellung von Personal und Budgets, Beiräte), um die 
Umsetzung der Leitlinien sicherzustellen.

Auch sog. Vorhabenlisten, die die interessierte Öf-
fentlichkeit über demnächst von der Kommune beab-
sichtigte Planungen und Projekte informieren und so 
auch auf frühzeitig Beteiligungsanlässe aufmerksam 
machen, finden (nicht nur) in diesem Zusammen-
hang Anwendung.

Viele dieser Angebote kommunaler Informations-
arbeit nutzen bereits intensiv die Möglichkeiten digi-
taler Kommunikation (vgl. hierzu auch: Klemme u. a. 
2017, zu den möglichen Wirkungen der Coronakrise 
in diesem Kontext: Becker 2020). Das gilt auch für 
das Eröffnen von Kommunikationskanälen, die sich 
aus der Stadtgesellschaft vor allem an die Adminis-
tration richten:

Zunächst hatten diese Angebote vorrangig Funktion 
und Form von »Mängelmeldern« (ggf. als Teil des 
Beschwerdemanagements). Inzwischen bieten sie 
aber – als »Anliegenmelder« – auch Möglichkeiten, 
Anregungen und Hinweise anderer Art unabhängig 
von einzelnen Beteiligungsangeboten zu äußern.

Nächste Schritte auf diesem Wege bestehen in inter-
aktiven Stadtportalen, die nicht nur Tourismus- und 

Bürgerinformationen bieten, sondern auch bidirek-
tionale Kommunikation zulassen (etwa mein.berlin.
de u.v.a.m.) und z. B. auch Vorhabeninformationen 
mit Feedbacks und Anliegenfunktionen integrieren.

Besondere Aufmerksamkeit genießt derzeit – auch 
in der Forschung –  die Frage nach der Rolle sozia-
ler Medien in der lokalen Kommunikation (vgl. u. a. 
Becker/Schnur 2020, Cassini Consulting u. a. 2016, 
Cetin u. a. 2020, Fehringer/Solmecke 2018, Schup-
pert 2019). Deren (wachsende) Bedeutung ist unbe-
stritten, sollte jedoch nicht dazu führen, dass man 
andere Aspekte lokaler Kommunikation außer Acht 
lässt.

Für die Interaktion der Stadtgesellschaft mit der 
Verwaltung sind aber auch weiterhin nicht-digitale, 
personengebundene Mittel und Wege von Bedeutung.

Das gilt z. B. für die in zahlreichen Kommunen vor-
handenen Beauftragten für Beteiligung von Bürge-
rinnen und Bürgern. Sie firmieren unter ver-schie-
denen Bezeichnungen (Stabsstellen, Ombudsleute 
etc.), sind sehr unterschiedlich mit Personal und 
Ressourcen ausgestattet und haben unterschiedli-
che Befugnisse in Bezug auf andere Verwaltungs-
einheiten (dazu mehr in Kap. 3).

Darüber hinaus gibt es in zahlreichen Kommunen 
dauerhafte Ausschüsse oder/und Beiräte für Be-
teiligung, die z. T. dem Rat zugeordnet sind. Auch 
hier sind sowohl die Bezeichnungen, als auch die 
Zuständigkeiten und Rechte unterschiedlich.

Von großer Bedeutung sind Akteure, die zwischen 
Zivilgesellschaft, Verwaltung und Politik angesiedelt 
sind. Zu nennen sind hier auf der gesamt-städtischen 
Ebene Bürgerbüros wie in Hannover, Potsdam oder 
Köln (z. B. Hoffmann/Schöffmann 2019), die z. T. 
auch explizit mit thematischen Schwerpunkten in 
der Stadtentwicklung agieren. Zahlenmäßig aber von 
deutlich größerer Bedeutung sind stadtteilbezogene 
Akteure – etwa Einrichtungen des Quartiersmanage-
ments, Stadtteilkümmerer, Stakeholder-Manager 
und viele andere.

Kommunikationsmöglichkeiten an der Schnittstelle 
von Stadtgesellschaft und Kommunalpolitik werden 
wissenschaftlich in jüngerer Zeit selten thematisiert, 
obwohl sie doch von großer Bedeutung für das Wie-
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dergewinnen von Vertrauen sein könnten. Das gilt 
z. B. für

• die Rolle von Stadtteil- oder Bezirksvertre-
tungen. Mit Blick auf die oben angesprochene 
»Basisferne« der Politik können sie insbe-
sondere in Großstädten wegen ihres Lokalbe-
zugs von großer Bedeutung sein. Sie sind u. a. 
auch die erste Anlaufstelle für Bürgeranträge, 
soweit diese nur teilräumlichen Belange be-
treffen. 

• die Frage nach der Nutzung vieler in den 
Gemeindeordnungen enthaltener Regelun-
gen zu Ortsbeiräten, Fragestunden, Bürger-
sprechstunden, Gemeindeversammlungen, 
Einwohnerantrag etc. (vgl. dazu eine länder-
spezifische Übersicht in Allianz Vielfältige 
Demokratie 2017, sowie Tischer 2017)

• die Rolle von Politikerinnen und Politikern 
auf allen Ebenen kommunaler Politik. Wie 
nehmen sie Anliegen der Stadtgesellschaft 
wahr, wie reagieren sie etc.? Die Ratsmitglie-
der und der/die Oberbürgermeister/in halten 
z. B. regelmäßig Sprechstunden für Bürge-
rinnen und Bürger ab, nutzen darüber hinaus 
aber auch andere Kommunikationswege (z. B. 
soziale Medien etc.).

Diese Aufzählung ist keineswegs vollständig. So 
beinhaltet sie z. B. noch nicht die vielen informel-
len und/oder ortsspezifischen Kommunikations-
möglichkeiten, etwa regelmäßig durchgeführte 
»Dämmerschoppen-Dialoge« »Bürgertreffs«, »Zu-
kunftsspaziergänge«, »Nachbarschaftsgespräche« 
etc. Ebenfalls fehlen noch die zivilgesellschaftli-
chen (Selbst-)Organisationen, die gleichfalls für die 
Kommunikation mit Politik und Verwaltung genutzt 
werden können (z. B. Runde Tische des Handwerks, 
Interessengemeinschaft von Einzelhändlern, Bür-
gerforen etc.). Und selbst Formen nachbarschaft-
licher digitaler Kommunikation (vgl. Becker/Schnur 
2020) können, wie die Praxis zeigt, als Quelle von 
Informationen über Befindlichkeiten in lokalen Ge-
meinwesen genutzt werden.

Zudem wird man eine solche Übersicht auf vielfache 
Weise anders gliedern oder differenzierter struktu-
rieren können. 

Aber auch schon in dieser Form wird deutlich: Das 

Spektrum der Möglichkeiten, die Bezüge zwischen 
Stadtgesellschaft, Verwaltungen und Stadtpolitik 
kommunikativ zu gestalten – und so in Kontakt zu 
kommen oder auch zu bleiben – ist breit und vielfältig.

Alle diese Möglichkeit eint vor allem folgende Merk-
male: Sie

• werden nicht nur für einzelne Anlässe – also 
zeitlich und sachlich begrenzt – geschaffen,

• werden verlässlich, das heißt: permanent 
oder regelmäßig wiederkehrend »vorgehal-
ten«,

• sind also anlassunabhängig und/oder verfah-
rensübergreifend nutzbar.

Das legt den Gedanken nahe, hier von einer Art 
kommunikativer »Infrastruktur« zu sprechen (so 
etwa das Netzwerk Bürgerbeteiligung 2015b, Hoff-
mann/Schöffmann 2019). In der Tat lässt die Ety-
mologie des Wortes dies zu: »Infra« bedeutet un-
terhalb und »Structura« Zusammenfügung – und 
das kann, folgt man der Wikipedia, auf »Anlagen, 
Institutionen, Systeme und nicht-materielle Gege-
benheiten« bezogen werden. Besonders die beiden 
ursprünglichen (lateinischen) Wortelemente sind 
in unserem Zusammenhang aufschlussreich:

»Infra« verweist auf etwas »Darunterliegendes«, 
in diesem Fall also auf eine Art kommunikativen 
Unterbau, eine Grundausstattung, die für verschie-
denste kommunikative Zwecke nutzbar ist – und 
etwa auch einzelnen Verfahren, wie dies z. B. bei 
den Leitlinien der Fall ist, eine Grundlage gibt.

»Structura« macht deutlich: Es geht vor allem um 
das Zusammenwirken verschiedener Elemente. 
Erst als »Zusammenfügung« erfüllen sie den ih-
nen zugedachten Zweck. Ganz wie bei technischen 
Infrastrukturen (z. B. im Bereich der Energiever-
sorgung Elemente der Erzeugung, Speicherung, 
Verteilung, Einsparung, Steuerung etc.) sind auch 
die hier betrachteten kommunikativen Elemente 
jeweils für sich genommen wenig hilfreich. Erst in 
verschiedenen Konstellationen können sie ihren 
Zweck erfüllen: Sicherstellen, dass man im »Drei-
eck« von Stadtgesellschaft, Verwaltung und Politik 
gewiss sein kann, einander zu erreichen, kurzum: 
im Kontakt zu treten oder auch zu bleiben.
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Der Begriff der Infrastruktur wird hier weiter als 
gewöhnlich gefasst. Es geht bei den Optionen und 
Möglichkeiten der Kommunikation nicht nur um ei-
nen materiellen Begriff, der Schienen oder Straßen, 
Röhren oder andere Leitungen umfasst, durch die 
etwas fließt (van Laak 2018, S. 13), sondern Infra-
struktur wird in dieser Forschungsskizze verstanden 
»als alles Stabile, das notwendig ist, um Mobilität und 
einen Austausch von Menschen, Gütern und Ideen zu 
ermöglichen« (ebd.). Womit die Frage aufgeworfen 
ist, wie es in der Praxis um die Zusammenhänge von 
kommunikativem Unterbau und dem Zusammenwir-
ken verschiedener Elemente steht – und wie sie für 
konkrete Aufgaben nutzbar wären und tatsächlich 
genutzt werden…

3. Zum Beispiel: Vorhabenlisten und 
Beauftragte für Bürgerbeteiligung in 
den Kommunen

Seit Beginn der 2010er-Jahre sind kommunale 
»Leitlinien« für kommunale Bürgerbeteiligung in 
das Zentrum der Fachdiskussion gerückt. Darin 
spiegelt sich die Bedeutung wider, die solche »Re-
gelwerke« inzwischen in der Praxis haben: In der 
laufenden Sammlung »kommunaler Leitlinien und 
Handlungsempfehlungen der Bürgerbeteiligung« 
(s. Link im Anhang) werden Anfang 2021 knapp 100 
Kommunen genannt, »in denen Regelungen und 
Handlungsempfehlungen zur kommunalen Bürger-
beteiligung existieren oder geplant sind« (Netzwerk 
Bürgerbeteiligung 2015a, vgl. zu einer Zusammen-
stellung auch Krüger 2018). 

Ein wesentlicher Bestandteil der meisten Leitlinien 
sind so genannte »Vorhabenlisten«, mit denen über 
aktuelle Pläne und Projekte der Kommunen infor-
miert wird.

Ebenfalls im Zusammenhang mit Leitlinien stehen 
diverse Koordinations- und Bündelungsbemühungen 
– etwa in Form von Beauftragten (oder Stabsstellen 
etc.) für Bürgerbeteiligung.

Beide, Vorhabenlisten wie Beauftragte, können als 
verfahrensübergreifende Elemente einer verläss-
lichen Kommunikation zwischen Verwaltung, Poli-
tik und lokalen Öffentlichkeiten verstanden werden. 
Daher werden sie hier als Beispiele einer solchen 
«Infrastruktur« kurz beschrieben und kommentiert, 

um exemplarisch Ausgangspunkte für die weitere 
Auseinandersetzung mit verfahrensübergreifenden 
Kommunikationsmöglichkeiten und ihrer Anwen-
dung in Handlungsfeldern der Stadtentwicklung zu 
verdeutlichen.

Die empirischen Grundlagen hierfür wurden im Rah-
men einer Evaluation von Beteiligungsprozessen in 
der Stadt Bonn nicht nur für die Stadt Bonn selbst, 
sondern auch für die fünf Referenzstädte Darmstadt, 
Dortmund Heidelberg, Mannheim und Wiesbaden in 
den Blick genommen (Lobeck/Wiegandt 2020). In 
Interviews mit Verantwortlichen aus den jeweiligen 
Verwaltungen wurden Eindrücke zur Umsetzung der 
beiden Elemente gesammelt.

Fallstudien: Sechs Kommunen im Schnelldurch-
lauf

Zunächst stellen wir die entsprechenden Aktivitäten 
in den sechs untersuchten Städten stichwortartig vor 
(jeweilige Links in Anhang) und fassen dann im Quer-
schnitt erste Beobachtungen zusammen.

Bonn

Als Kernelement der »Leitlinien Bürgerbeteiligung« 
wird eine Vorhabenliste u. a. in Form einer interakti-
ven Karte auf einer eigens eingerichteten Webseite 
»Bonn macht mit!« geführt. Unterschieden werden 
Vorhaben, in denen eine »standardisierte«, also ge-
setzlich vorgeschriebene Beteiligung durchgeführt 
wird, von Vorhaben, in denen eine „komplexe“ Be-
teiligung notwendig erscheint. Diese komplexe Be-
teiligung ist in der Regel umfangreicher und wird in 
Bonn vom Beirat Bürgerbeteiligung sowie vom Bür-
gerausschuss begleitet. Allgemeine Kriterien für die 
Aufnahme in die Vorhabenliste sind in den „Leitlinien 
Bürgerbeteiligung“ formuliert.

Zudem wurde eine »Koordinierungsstelle Bürger-
beteiligung« eingerichtet, die direkt der Oberbür-
germeisterin unterstellt ist und als zentraler An-
sprechpartner für Verwaltung und Politik dient. Die 
Koordinierungsstelle soll sie zu Fragen der Initiierung, 
Umsetzung und Auswertung von Beteiligungsprozes-
sen beraten. Zugleich ist die Koordinierungsstelle An-
laufstelle für interessierte Einwohnerinnen und Ein-
wohner sowie Geschäftsstelle für die Beratung und 
Unterstützung des Beirats Bürgerbeteiligung.
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Darmstadt

Geplante Projekte der Stadt werden in einer Vorha-
benliste in Steckbriefen beschrieben. Auf die Liste 
kommen Vorhaben, bei denen ein Gestaltungsspiel-
raum existiert. Sofern nicht bereits Bürgerbeteili-
gung geplant ist, kann sie nach der Einstellung neuer 
Projekte von Bürgerinnen und Bürgern innerhalb 
einer bestimmten Frist angeregt werden.

In Darmstadt ist das »Büro der Bürgerbeauftragten« 
wie in Bonn direkt beim Oberbürgermeister ange-
siedelt. Die Mitarbeiterinnen verstehen ihr Büro als 
eine »kleine, schnittige und wendige« Institution in 
der Verwaltung. In ihrer Zuständigkeit liegen zudem 
das Beschwerdemanagement mit Bürgertelefon und 
Lokale Agenda 21.

Dortmund

Die Vorgehensweise in Dortmund unterschiedet sich 
von den anderen untersuchten Städten dadurch, dass 
hier weder Vorhabenlisten noch Leitlinien existie-
ren – man aber dennoch in der Stadtverwaltung von 
einem hohen Stand der Beteiligungskultur ausgeht. 
Diese findet u. a. dadurch ihren Ausdruck, dass so 
genannte Masterpläne zu fast allen gesellschaftlich 
relevanten Themen (u. a. Mobilität, Wissenschaft, 
Einzelhandel, Energiewende, Klimaschutz) wie auch 
integrierte Entwicklungskonzepte für alle 12 Stadt-
bezirke in intensiven dialogorientierten Prozessen 
erarbeitet wurden.

Zudem ist im Amt des Oberbürgermeisters der Ge-
schäftsbereich »Bürgerinteressen und Zivilgesell-
schaft« angesiedelt. Hier werden Anregungen und 
Beschwerden aufgenommen, Beteiligungsprozesse 
mitgestaltet und Bürgerinitiativen bei der Teilhabe 
am Willensbildungsprozess von Politik und Verwal-
tung unterstützt.

Heidelberg

Als eine der ersten Städte in Deutschland wurde in 
Heidelberg schon 2012 eine Vorhabenliste (zusam-
men mit Leitlinien »für eine mitgestaltende Bürger-
beteiligung«) eingeführt. Aktuell umfasst die Liste 
mehr als 110 städtische Projekte und hat den An-
spruch, den Dialog zwischen Stadt und Bürgerschaft 
zu fördern und die Mitgestaltung bei Projekten und 

Vorhaben zu erleichtern.

Eine Koordinierungsstelle Bürgerbeteiligung im Amt 
für Stadtentwicklung und Statistik berät und unter-
stützt Bürgerschaft, Stadtverwaltung und -politik bei 
der Mitwirkung an Beteiligungsprozessen.

Mannheim

Die Vorhabenliste Mannheims wird zweimal im Jahr 
aktualisiert und umfasste im November 2020 etwas 
mehr als 100 Vorhaben. Sie zeichnet sich durch eine 
übersichtliche graphische Gestaltung aus, die den 
Bürgerinnen und Bürgern – gesamtstädtisch und 
teilräumlich – den Zugang zu Informationen über 
die Vorhaben erleichtert.

Ein »Team Bürgerschaft und Beteiligung«  in einem 
neu geschaffenen Fachbereich »Demokratie und 
Strategie« hat die Aufgabe, »die Qualität der Bür-
gerbeteiligungsprozesse zu sichern«.

Wiesbaden

Wie bei den meisten der hier dargestellten Kommu-
nen gibt es in Wiesbaden (seit August 2017) auch 
ein zentrales Beteiligungs-Portal. In dessen Kontext 
wird auch eine Vorhabenliste geführt.

Auch in Wiesbaden gibt es eine beim Oberbürger-
meister angesiedelte Verwaltungseinheit (»Stabs-
stelle Wiesbadener Identität. Engagement. Bürger-
beteiligung«), deren Aufgaben es ist, »die Themen 
Identität und bürgerschaftliches Engagement sowie 
die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an den 
politischen Prozessen der Stadt Wiesbaden zu ver-
binden und aktiv in die Bürgerschaft Wiesbadens und 
in die Verwaltung hinein zu tragen«.

Im Querschnitt: Erste Befunde zu zwei Bausteinen 
kommunikativer Infrastruktur

Vorhabenlisten, Beteiligungsbeauftragte und Leit-
linien, die vielfach einen Rahmen um Beides bilden, 
sind zweifellos Bausteine örtlicher Kommunikation, 
die im oben beschriebenen Sinne infrastrukturelle 
Funktionen haben: Sie bilden die Grundlage für ver-
schiedenste Beteiligungsprozesse (»infra«). Und sie 
hängen eng mit anderen kommunikativen Elementen 
zusammen (»structura«).
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Einige Befunde und offene Aspekte, die sich im Rah-
men der Interviews zur Handhabung dieser Instru-
mente ergaben, fassen wir im Folgenden kurz zu-
sammen.

Vorhabenlisten

Öffentliche Listen, auf denen verzeichnet wird, was 
die städtischen Entscheidungsträger an Vorhaben 
mit Beteiligungsprozessen planen – so könnte man 
Vorhabenlisten alltagssprachlich definieren. Viele 
Kommunen nutzen dieses Instrument der Infor-
mation der Öffentlichkeit, das allen Interessierten 
ermöglicht, frühzeitig zu erkennen, dass der Akteur 
Stadt einen bestimmten städtischen Raum, ein be-
stimmtes Thema zu bearbeiten gedenkt.

Wer kommuniziert mit wem? Hier kommunizieren 
die kommunalen Entscheidungsträger in Richtung 
Bürgerschaft – one way. Die Listen werden von der 
Kommune initiiert und mit Informationen versehen. 
In der Praxis scheint das nicht immer reibungslos zu 
funktionieren: Ob ein/e Beauftragte/r für Beteiligung 
bei jeder Maßnahme wieder mühsam Informationen 
zusammensammeln muss oder ob sich die Liste au-
tomatisiert aus datenbankähnlichen Verzeichnissen, 
die dezentral gepflegt werden, erstellt, macht für die 
eingesetzten Ressourcen und gegebenenfalls auf-
grund der Vollständigkeit von Informationen auch für 
die Nutzbarkeit einen Unterschied.

In der Regel sehen die im Internet präsentierten Vor-
habenlisten innerhalb des Instruments keine Reak-
tionsmöglichkeiten (Kommentar/Frage etc.) vor. Es 
gibt jedoch Ausnahmen (etwa Wiesbaden – u. a. per 
Blog).

Was wird kommuniziert? Beim Blick in die Listen 
und Karten der erfassten Städte scheint es sich 
ganz überwiegend um Vorhaben aus den Bereichen 
Bauen, Planen und Stadtentwicklung zu handeln: Be-
bauungspläne und ihre Änderung bilden z. B. einen 
Schwerpunkt, daneben Baumaßnahmen der Kom-
mune (Brücken, Schulen, Freiflächen etc.), Maßnah-
men im Verkehrsbereich und strategische Pläne und 
Konzepte. Vereinzelt finden sich aber auch Themen 
wie Müllvermeidung, Inklusion/soziale Lage, Gleich-
stellung, Bürgerhaushalt etc. 

Das wirft zunächst die Frage auf, warum dies so ist. 

Ist diese Schwerpunktsetzung z. B. auf gesetzliche 
Verfahrensvorschriften (z. B. zur Bauleitplanung) 
oder auf unterschiedliche Mitwirkungsbereitschaft 
verschiedener Ressorts zurückzuführen? Oder sind 
andere Gründe maßgeblich? Zudem ist auch nach 
der Schwelle zu fragen, die eine Aufnahme in die 
Vorhabenliste vom laufenden Geschäft der Verwal-
tung trennt. Spielt etwa der Umfang von Maßnahmen 
eine Rolle (überspitzt formuliert: Soll in Zeiten des 
Klimawandels jede Baumpflanzung oder -fällung 
verzeichnet werden?). Was ist so relevant oder so 
umfangreich, dass es sich um eine politisch zu be-
wertende Entscheidung handelt? (Beispielsweise 
können Baugenehmigungen nach §34 BauGB erheb-
lichen Protest auslösen, auch wenn sie häufig von der 
Verwaltung ohne Beteiligung der Politik entschieden 
werden).

Wann wird kommuniziert? Im Rahmen von Beteili-
gungsverfahren wird von Seiten der Bürgerinnen und 
Bürger immer wieder bemängelt, erst zu spät von 
einem Vorhaben erfahren zu haben. Es stellt sich 
deshalb die Frage nach dem geeigneten Zeitpunkt, 
ein Vorhaben auf die Vorhabenliste zu stellen: Wann 
ist es einerseits so konkret, dass Bürgerinnen und 
Bürger eine Vorstellung entwickeln können von einer 
möglichen direkten persönlichen Betroffenheit oder 
indirekten Betroffenheit über Wertvorstellungen 
und Einschätzungen zum Gemeinwohl? Wann ist es 
andererseits noch so offen, dass auch wesentliche 
Richtungsentscheidungen noch beeinflusst werden 
können?

Wie wird kommuniziert? Welche Informationen sind 
in welcher Sprache mit welcher Aktualität in welcher 
Aufbereitung in welchen Medien verfügbar? Die Not-
wendigkeit einer verständlichen Sprache für unter-
schiedliche Zielgruppen ist hier grundsätzlich unbe-
stritten, in der Praxis aber nur selten anzutreffen. Die 
Konsistenz und Verständlichkeit von Informationen, 
die mit anderen Quellen (Beteiligungsplattformen, 
Plänen, Entscheidungen, ...) vernetzt sind, sowie ihre 
Aktualität sind darüber hinaus von entscheidender 
Bedeutung für den Nutzen. Wenn Bürgerinnen und 
Bürger bei Interesse an einem Vorhaben erst eigene 
Recherchen starten müssen, um die notwendigen In-
formationen zusammen zu suchen, ist die Wirksam-
keit dieses Elements überschaubar. Auch die Art der 
Strukturierung von Informationen hat einen Einfluss 
auf ihren Nutzen. Eine Aufbereitung nach Kriterien 
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wie etwa Themenfeld, Raumbezug, Volumen oder 
Zeithorizont ist allerdings nicht überall verfügbar. 
Und nicht zuletzt stellt sich die Frage, ob über die 
Bereitstellung der Informationen im Internet (die 
zum Standard zu gehören scheint) auch z. B. Print-
produkte erstellt und mit ihnen tatsächlich digital 
nicht-affine Bevölkerungsgruppen erreicht werden.

Beteiligungsbeauftragte

»Beauftragte«, »Koordinationsstellen«, »Ombuds-
leute« oder noch ganz anders können diese institu-
tionellen Akteure benannt sein. Sie bilden eine Art 
Scharnier zwischen der Innen- und Außenwelt städ-
tischer Verwaltungen – und sind zumindest potentiell 
ein wichtiges Element im kommunikativen Dreieck 
von Administration, Politik und Stadtgesellschaft. 

Wer kommuniziert mit wem?  Beteiligungsbeauf-
tragte sind in den von uns untersuchten Fällen 
durchweg Teile der Stadtverwaltung – entweder 
direkt bei den Oberbürgermeisterinnen bzw. Ober-
bürgermeistern angesiedelt oder einem Fachamt 
zugeordnet. Außerhalb der erfassten Beispiele gibt 
es allerdings Ausnahmen: So existieren in Potsdam 
(Werkstadt für Beteiligung), Köln (Büro für Öffent-
lichkeitsbeteiligung) und Hannover (Bürgerbüro 
Stadtentwicklung) Einrichtungen, die ganz oder teil-
weise zivilgesellschaftlich getragen werden.

Aus dieser Zwischenposition heraus ergeben sich 
doppelte kommunikative Bezüge – einerseits zur 
Binnenwelt der Verwaltung und andererseits zum 
gesellschaftlichen Umfeld. Die Gewichtsverteilung 
scheint hier durchaus unterschiedlich zu sein. Wenn 
nicht alles täuscht, bildet der Kontakt in die Verwal-
tung hinein häufig einen Schwerpunkt.

Die Beauftragten sind jeweils Sender und Empfän-
ger, dienen also als Ansprechpartner, wirken jedoch 
auch aktiv in die jeweiligen Felder hinein. Durch die 
Position an einer Schnittstelle ist grundsätzlich auch 
die Initiierung von unmittelbarer Kommunikation 
zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltungsstellen 
möglich. Im Regelfall scheinen die Beauftragten aber 
eher (Ver-)Mittler zu sein, also eine kommunikative 
Brückenfunktion wahrzunehmen.

Häufiger geraten die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter solcher Einrichtungen jedoch »zwischen die 

Fronten«, indem sie bürgerschaftliche Anliegen und 
Aktivitäten unterstützen, die sich womöglich gegen 
Vorhaben aus der eigenen Verwaltung richten.

Was wird kommuniziert? Inhaltlich sind die Aufgaben 
einer Koordinierungsstelle die Information über Be-
teiligungsmöglichkeiten und -regeln sowie über die 
Unterstützung, die von Seiten der Koordinierungs-
stelle dabei geleistet werden kann. Diese Unterstüt-
zung kann nach innen wie nach außen angeboten 
werden. Sowohl Fachämter als auch Bürgerinnen 
und Bürger sollen von einer Koordinierungsstelle 
bei der Gestaltung und Organisation von Beteili-
gung unterstützt werden. Auch Evaluierung, Lernen 
von Erfahrungen und Schulung können zu den Auf-
gaben gehören. Allerdings wird die Unterstützung 
nach innen nicht immer von allen Fachverwaltungen 
gewünscht. Insbesondere Planungsverwaltungen 
scheinen ein solches Angebot oft als Einmischung 
zu verstehen, da sie schon seit längerem selbst Be-
teiligungsprozesse (z. B. nach BauGB) durchführen.

Wann wird kommuniziert? In ihrer Rolle als »Empfän-
ger« gegenüber der Stadtgesellschaft reagieren die 
Beauftragten auf Anliegen und Konflikte, bestimmen 
also den Zeitpunkt ihres Einsatzes nicht selbst. Das 
ist dann anders, wenn sie verantwortlich an der Ge-
staltung von Beteiligungsprozessen mitwirken und 
so zum Beispiel auf die Einhaltung des Gebots der 
»Frühzeitigkeit«, das in allen Leitlinien eine wichtige 
Rolle spielt, achten können. 

Wie wird kommuniziert? Ombudsleute, Beauftragte, 
Stabstellen für Beteiligung etc. bedienen sich in der 
Kommunikation aller Medien. Dabei spielt das Ge-
spräch, der persönliche Kontakt eine zentrale Rolle. 
Dazu kommt die Aufgabe, das Beteiligungsanliegen – 
die Gründe, Formen, Optionen und Leitlinien – selbst 
zu kommunizieren. Dabei ist u. a. zu berücksichtigen, 
dass eine Sprache genutzt wird, die von möglichst 
vielen verstanden wird.

Nach Einschätzung der Mitarbeiterinnen einer Stabs-
stelle ist es in der eigenen Verwaltung schwieriger 
als bei den Bürgerinnen und Bürgern, den Nutzen 
der Bürgerbeteiligung zu vermitteln. Es wurden 
deshalb mit den einzelnen Dezernaten in der Ver-
waltung Gespräche geführt, um zu verdeutlichen, 
dass Bürgerbeteiligung die Verwaltungsarbeit ver-
bessern kann. Es wird aber argumentiert, dass in 
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einzelnen Dezernaten das Personal für Beteiligungs-
prozesse zu knapp sei und die Mehrarbeit kaum ge-
leistet werden könne. Die Stabsstelle motiviere die 
Verwaltungsmitarbeiter, indem sie deutlich mache, 
dass mit Beteiligung gute Verwaltungsarbeit auch 
dokumentiert werden könne. Beteiligung solle als 
Chance verstanden werden, mit Stolz auf die eigene 
Arbeit aufmerksam zu machen. Beteiligung werde 
von der Stabsstelle offensiv und nicht defensiv ver-
treten.

Umfassend eingesetzt, mit ausreichenden Ressour-
cen ausgestattet und alle oben genannten Aspekte 
erfüllend scheint eine Einrichtung eines/einer Be-
auftragten die Kommunikation zwischen Verwaltung 
und Bürgerschaft deutlich verbessern zu können. 
Klare Verantwortlichkeiten und Ansprechpartner/
innen erleichtern die Kommunikation erheblich. 
Wenn darüber hinaus Unterstützungen für Fach-
ämter und die Bürgerschaft bereitgestellt werden, 
kann sich die Wahrscheinlichkeit einer gelingenden 
Kommunikation erhöhen. Nicht zu unterschätzen ist 
scheinbar, dass allein die Einrichtung einer solchen 
Verwaltungseinheit den Stellenwert des Themas be-
tont und damit den politischen Diskurs über Beteili-
gung beeinflusst. 

Ob die reibungsreiche Zwischenstellung solcher 
Einrichtungen durch eine Konstruktion mit größerer 
Distanz zur Fachverwaltung oder eine Doppelbeset-
zung dieser Rolle (wie in Köln und Potsdam) die Ar-
beit erleichtern und Glaubwürdigkeit von Seiten der 
Bürgerschaft steigern könnte, wäre zu diskutieren.

Erste Folgerungen

Will man auf der Grundlage der Beobachtungen in 
sechs Städten erste übergreifende Erkenntnisse fest-
halten und vorläufige Folgerungen ziehen, so lässt 
sich thesenhaft festhalten: Kommunikative Elemente 
wie die hier exemplarisch betrachtete Vorhabenliste 
oder die Einrichtung von Stabsstellen bzw. Stellen für 
Ombudsleute, Beteiligungsbeauftragte etc.

• stehen nicht allein: In diesem Fall wird das z. 
B. dadurch sichtbar, dass bis auf eine Aus-
nahme Vorhabenliste wie Beauftragte im 
Kontext von Leitlinien etc. entstanden und 
hier auch ihren konzeptionellen Rahmen 
finden. Zudem sind sie vielfach eingebettet in 

Mitmach- oder Beteiligungsplattformen im 
Internet, die weitere Kommunikationsmög-
lichkeiten anbieten.

• bewirken jeweils aus sich heraus wenig: 
Beide Instrumente sind z. B. zentral abhängig 
von der Mitwirkungsbereitschaft großer Teile 
der kommunalen Administration und von 
darauf aufbauenden Organisationsabläufen 
z. B. für Informationsbeschaffung, Ansprech-
möglichkeiten, Evaluation etc.

• beziehen sich vorrangig oder ausschließlich 
auf die Kommunikation zwischen Verwaltung 
und Zivilgesellschaft. Die Fühlungnahme zwi-
schen Bürgerschaft und lokaler Politik kann 
auf diesem Wege kaum erreicht werden.

• sind wenig »responsiv« und in ihrer Handha-
bung eher »top-down« angelegt: Die Themen 
sind politisch bzw. administrativ vorgegeben 
und zu ihnen werden Informationen angebo-
ten oder Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet.

Das verweist auf einen grundsätzlichen Sachverhalt: 
Offensichtlich ist, dass eine möglicherweise verbes-
serte Kommunikation ebenso wenig grundlegende 
Interessenkonflikte auflösen wie regelmäßig Akzep-
tanz für Entscheidungen schaffen kann. Wesentlicher 
aber noch ist die Erkenntnis, dass gelingende Kom-
munikation auf allen Seiten einer Haltung bedarf, 
die auf ein Zuhören und ein Verstehen der jeweils 
anderen Akteure ausgerichtet ist. 

Das hat eine doppelte Konsequenz: Es zeigt einer-
seits, dass man nicht nur das Vorhandensein ein-
zelner Kommunikationsangebote konstatieren kann, 
sondern auch deren Handhabung beachten muss. 
Und andererseits kann die erforderliche Haltung in 
vorgängigen positiven Kommunikationserfah-run-
gen entstehen. Das jedenfalls legen Theorien nahe, 
wonach gelingende Kommunikation Kommunikation 
voraussetzt (vgl. etwa Baecker 2005). Praktisch ge-
wendet: Es könnte die Breite und Verlässlichkeit re-
sponsiver Kommunikationsmöglichkeiten sein, die 
Vertrauen schafft und so zur Her-ausbildung jener 
Haltung beiträgt, die für gelingende Kommunika-
tion (im Einzelfall) erforderlich ist. Auch aus die-
sem Grunde liegt es nahe, an allen kommunikativen 
Schnittstellen zu fragen, wie es dort um die Möglich-
keit steht, einander verlässlich zu erreichen und in 
Kontakt zu bleiben. 
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4. Mehr in Erfahrung bringen, weiter 
forschen

Geht man von der Annahme aus, dass die eingangs 
angesprochene Kluft zwischen Stadtgesellschaft 
und politischen bzw. administrativen Entscheidern 
nicht allein durch punktuelle Beteiligungsangebote 
verkleinert werden kann, sondern vielfältigerer und 
verlässlicher Interaktionsmöglichkeiten bedarf, dann 
gilt es also, das gesamte Spektrum der kommuni-
kativen Optionen und ihrer Nutzung in der Praxis in 
den Blick zu nehmen.

Allerdings ist der bisherige Wissensstand zur kom-
munikativen Gestaltung der Schnittstellen zwischen 
lokalen Öffentlichkeiten auf der einen und Politik 
und Verwaltung auf der anderen Seite – bezogen auf 
Prozesse der Stadtentwicklung – in doppelten Sinne 
unvollständig:

Potenzial: Was als »Infrastruktur der Beteiligung«, 
also als verfahrens-übergreifende und anlassunab-
hängige Möglichkeit der Kommunikation zwischen 
Öffentlichkeiten und Politik/Verwaltung genutzt wer-
den kann, ist bislang weder vollständig ermittelt noch 
systematisiert worden.

Nutzung: Der Wissensstand zur Nutzung dieses Po-
tenzials ist entsprechend unvollständig: Wie werden 
die vorhandenen kommunikativen Möglichkeiten tat-
sächlich genutzt? Von wem? Auf welche Weise? Unter 
welchen Voraussetzungen? Und welche Erfahrungen 
macht man dabei? 

Während der erste Fragenkomplex noch überwie-
gend im Wege von »Desk-top-Research« beantwortet 
werden kann und sich im Wesentlichen Probleme der 
Systematisierung und Abgrenzung stellen, bedarf 
die Suche nach Antworten auf die Nutzungs-Frage 
einer Arbeit vor Ort, die sich zweier besonderer me-
thodischer Elemente bedient: Sie muss einerseits 
multiperspektivisch angelegt sein, um die kommu-
nikativen Schnittstellen aus Sicht der wesentlichen 
»Sender« und »Empfänger« betrachten zu können. 
Andererseits dürfte eine thematische Fokussierung 
hilfreich sein, um den spezifischen Akteurskons-
tellationen und Kommunikationsbedarfen in unter-
schiedlichen Handlungsfeldern gerecht zu werden 
und plastisch sichtbar zu machen, welche Themen 
auf welchem Wege mit wem angesprochen werden. 

Aus diesem Grunde schlagen wir eine Konzentration 
auf Handlungsfelder der Stadtentwicklung vor, deren 
Besonderheiten oben angesprochen wurden. Sze-
narien für ihren jeweiligen Einsatz in ausgewählten 
Fallstudien könnten hier einen interessanten Unter-
suchungsansatz bieten. So ließe sich – zum Beispiel 
– fragen, auf welchen Wegen

• alltägliche Anliegen, die sich etwa aus der 
Nutzung öffentlicher Räume ergeben, ihre 
Adressaten und Antworten finden,

• eine zivilgesellschaftliche Initiative, die ein 
Wohnprojekt realisieren möchte, ihr Anliegen 
an Politik und Verwaltung herantragen und 
im Dialog weiter entwickeln könnte,

• nach einer typischen, punktuellen Bürgerbe-
teiligung der weitere Prozess transparent ge-
staltet und die Beteiligten in Kontakt bleiben 
könnten,

• die für viele Stadtentwicklungsprozesse typi-
sche multilaterale Kommunikation verläuft, 
vor allem ob und wie deren Parallelität z. B. 
zur Öffentlich-keit hin vermittelt werden kann.

Ein solches szenariogestütztes Untersuchungs-
element würde nicht nur zu einer Vergleichbarkeit 
der oft unterschiedlichen lokalen Situationen bei-
tragen, sondern auch die praktische Bedeutung 
unterstreichen, die eine Auseinandersetzung mit 
verfahrensübergreifender, verlässlicher Kommu-
nikation zwischen Verwaltung, Politik und lokalen 
Öffentlichkeiten hat.
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